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Gegenstand und Gang der Untersuchung 

Mit dem Erlass dreier Bundesgesetze machte Deutschland im Dezember 
2006 den Weg für die Ratifikation des „Übereinkommens über den Zugang 
zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfah-
ren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten“ frei, der sog. 
Aarhus-Konvention – bezeichnet nach der dänischen Stadt Aarhus, in der 
im Juni 1998 die Unterzeichnung stattfand. Aufgrund der Ratifikation 
wurde Deutschland die vierzigste Vertragspartei des völkerrechtlichen Ver-
trages, den Kofi A. Annan als „the most ambitious venture in the area of 
‚environmental democracy‘ so far undertaken under the auspices of the 
United Nations“ bezeichnete1. Diese Aussage des damaligen UN-
Generalsekretärs lässt bereits die weitreichende Bedeutung des Vertrags-
werkes erahnen, die diesem nicht nur in den Vertragsstaaten selbst, sondern 
weltweit – nicht zuletzt aufgrund seiner Modellwirkung – zukommt. 

Auch das deutsche Rechtssystem sieht sich durch die Aarhus-
Konvention vor neue Herausforderungen gestellt. Gesteigerte Anforderun-
gen an den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an 
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Rechtsschutzverfahren in 
Umweltangelegenheiten folgen zudem nicht lediglich aus dem völkerrecht-
lichen Vertrag selbst. Neben den EU-Mitgliedstaaten ist auch die Europäi-
sche Gemeinschaft Vertragspartei dieses gemischten Abkommens. Zur Er-
füllung ihrer Vertragspflichten hat sie Sekundärrechtsakte erlassen, die für 
ihre Mitgliedstaaten nicht ohne Auswirkungen bleiben können. Ein kom-
plexes Mehrebenensystem ist die Folge. Das Tätigwerden des deutschen 
Gesetzgebers bestätigt einen Handlungsbedarf, wirft aber gleichzeitig die 
Frage nach einer ausreichenden Beachtung der völkerrechtlichen und ge-
meinschaftsrechtlichen Vorgaben auf. 

Die vorliegende Arbeit konzentriert sich auf die Bedeutung der sog. 
dritten Säule der Aarhus-Konvention für das deutsche Verwaltungsrecht 
und somit auf den Zugang zu Rechtsschutzverfahren. In diesem Bereich 
hat bislang vor allem die Einführung einer Verbandsklage große Aufmerk-
samkeit auf sich gezogen – vor dem Hintergrund ihrer Bedeutung für das 

                                                
1 Stec/Casey-Lefkowitz, An Implementation Guide, S. v – Foreword. 
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deutsche Rechtsschutzsystem sicherlich gerechtfertigter Weise. Der 
Schwerpunkt dieser Untersuchung liegt demgegenüber auf dem Individual-
rechtsschutz. Ihm wurde bisher in der Fachliteratur kaum eine tiefer ge-
hende Betrachtung zuteil, obwohl sich auch in diesem Bereich nicht zu un-
terschätzende Fragen für das deutsche Rechtsschutzsystem stellen. Im Mit-
telpunkt der Überlegungen muss insoweit die das deutsche Verwaltungs-
recht prägende Klagebefugnis stehen und ihre Anknüpfung an subjektive 
öffentliche Rechte. Die bereits seit einiger Zeit energisch geführte Diskus-
sion über die Notwendigkeit eines Ausbaus der Klagerechte Einzelner vor 
dem Hintergrund des Gemeinschaftsrechts wird durch die Aarhus-
Konvention als gemischtes Abkommen neu entflammt. 

Ein besonderes Konfliktpotenzial bildet in diesem Zusammenhang die 
Betonung des Verfahrensgedankens nicht nur im Gemeinschaftsrecht, son-
dern nun auch durch die Aarhus-Konvention. Das Übereinkommen selbst 
sucht das Recht einer jeden Person auf ein Leben in einer gesunden Um-
welt ausschließlich über die Vorgabe der prozeduralen Rechte auf Informa-
tionszugang, Öffentlichkeitsbeteiligung und Zugang zu Rechtsschutzver-
fahren zu schützen. Bei der Erarbeitung eines Lösungsansatzes betreffend 
die deutsche Klagebefugnis muss daher besonderes Augenmerk auf die 
Verletzung von Verfahrensvorschriften gelegt werden. Darüber hinaus sind 
die Folgen eines veränderten Verfahrensverständnisses auch für hiermit zu-
sammenhängende Fragestellungen zu bedenken. Insbesondere die im deut-
schen Verwaltungsrecht anerkannten Institute der Heilung und Unbeacht-
lichkeit von Verfahrensfehlern sowie die in der Regel fehlende Möglichkeit 
gesonderter Rechtsbehelfe gegen behördliche Verfahrenshandlungen gera-
ten insoweit in den Blickpunkt. 

Bevor die Auswirkungen der Aarhus-Konvention auf das deutsche 
Rechtsschutzsystem genauer untersucht werden können, dient das erste 
Kapitel dieser Arbeit der Einordnung der Aarhus-Konvention in ihren in-
ternationalen und europäischen Kontext und gibt einen ersten Überblick 
über die Konvention sowie die relevanten Rechtsakte zu ihrer Umsetzung. 
Im zweiten Kapitel wird das deutsche Rechtsschutzsystem in Beziehung zu 
anderen europäischen Rechtsschutzmodellen gesetzt und vor diesem Hin-
tergrund insbesondere die Anwendung der Schutznormtheorie im deut-
schen Umweltrecht bewertet. Den eigentlichen Kern der Arbeit stellt das 
dritte Kapitel dar, welches sich dem durch die Aarhus-Konvention beding-
ten Änderungsbedarf widmet. Dabei wird stets zwischen den Rechts-
schutzvorgaben der Aarhus-Konvention und den (darüber hinausreichen-
den) Anforderungen des Gemeinschaftsrechts in diesem Bereich unter-
schieden. Die Unterteilung dieses Kapitels entspricht den ersten drei Ab-
sätzen des Art. 9 Aarhus-Konvention. Der Schwerpunkt liegt – bedingt 
durch seine herausragende Bedeutung – bei Art. 9 Abs. 2 Aarhus-
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Konvention und der Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie 2003/35/EG. Un-
ter Entwicklung eines Lösungsansatzes auch zu verbundenen Fragestellun-
gen werden ausführlich die Folgen für den Individualrechtsschutz betrach-
tet. Auf die Verbandsklage wird hingegen aufgrund der Zielsetzung dieser 
Arbeit nur relativ kurz eingegangen.2 Abschließend lohnt eine zusammen-
fassende Bewertung insbesondere vor dem Hintergrund der zu erwartenden 
Zunahme verfahrensrechtlich geprägter Vorgaben aus dem Völker- und 
Gemeinschaftsrecht sowie dem Festhalten der Bundesregierung an den 
Rechtsschutzvorschriften des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes im Rahmen 
des – Anfang 2009 zunächst gescheiterten – Gesetzgebungsverfahrens zu 
einem Umweltgesetzbuch. Die Bewertung der Untersuchungsergebnisse 
bildet zusammen mit einem Ausblick auf mögliche weitere Entwicklungen 
auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene das vierte und letzte 
Kapitel dieser Arbeit. 

Die Ausführungen orientieren sich grundsätzlich am Beispiel der An-
fechtungsklage, der statthaften Klageart gegen Zulassungsentscheidungen 
UVP-pflichtiger Vorhaben. Ein Eingehen auf weitere Verfahrensarten, ins-
besondere auf Planungsinstrumente, unterbleibt im Interesse einer klaren 
Darstellung des schwerpunktmäßig von Art. 9 Abs. 2 Aarhus-Konvention 
erfassten Bereichs. 

                                                
2 Eine schwerpunktmäßige Behandlung der Verbandsklage nimmt demgegenüber 

Pernice-Warnke in ihrer Arbeit „Effektiver Zugang zu Gericht“ vor, nachdem sie festge-
stellt hat, „dass vor allem Verbänden die umfassende Wahrnehmung von Umweltbelan-
gen durch einen möglichst weiten Zugang zu Gericht übertragen werden sollte“, S. 17. 


